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Sachstand 2010–2020 

 

Die Parlamente spielen eine Schlüsselrolle bei der Sicherstellung der Rechenschaftspflicht und der 
demokratischen Legitimität in Europa. Der Vertrag von Lissabon war ein wesentlicher Schritt zur Stärkung der 
Demokratie in der EU, da das Europäische Parlament (EP) weiter gestärkt und der Beitrag anerkannt wurde, den 
die nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten zur Demokratisierung von Entscheidungsprozessen leisten 
können. Zum ersten Mal wurden sie als aktive Akteure auf supranationaler Ebene anerkannt, die seither auf 
mehreren Bühnen tätig sind und sowohl auf nationaler als auch auf supranationaler Ebene eine grundlegende 
Rolle spielen. Der Vertrag von Lissabon hat sich positiv auf die nationalen Parlamente ausgewirkt, da dadurch 
deren weitere Europäisierung in die Wege geleitet wurde, man ihre Ressourcen in der Folge aufgestockt hat 
und es zu einer Anpassung ihrer Verfahren und ihrer Mitwirkung an EU-Angelegenheiten gekommen ist. 

Mit der Umsetzung des Vertrags von Lissabon hatten die EU und die Mitgliedstaaten jedoch gleichzeitig ein 
Jahrzehnt der Herausforderungen und Krisen zu bewältigen, was bei den Beziehungen zwischen den 
Institutionen und den Entscheidungsprozessen Spuren hinterlassen hat. In der Tat haben die Bedeutung und 
Politisierung von EU-Themen im sogenannten Jahrzehnt der Krisen zugenommen. Insbesondere die 
Wirtschafts- und Finanzkrise hatte enorme Auswirkungen auf das Gefüge und die Entscheidungsprozesse der 
EU. Durch sie wurden bereits bestehende Entwicklungen in der EU, wie die zunehmende Ermächtigung der 
                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache:  
www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698534/IPOL_STU(2021)698534_EN.pdf 

ABRISS 

Seit dem Vertrag von Lissabon werden die nationalen Parlamente der EU als maßgebliche und 
legitime Akteure auf supranationaler Ebene anerkannt und verfügen zudem über Instrumente, die 
über die Kontrolle ihrer jeweiligen nationalen Regierung hinausgehen. Das vergangene Jahrzehnt 
brachte jedoch neue Herausforderungen für die Europäisierung der nationalen Parlamente mit 
sich, wobei mehrere Krisen wieder die Regierungszusammenarbeit zwischen Staaten, den 
Intergouvernementalismus, befördert haben. In dieser Studie, die von der Fachabteilung 
Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des Europäischen Parlaments auf Ersuchen 
des AFCO-Ausschusses in Auftrag gegeben wurde, wird untersucht, wie die nationalen 
Parlamente der EU all diesen Herausforderungen begegnen, und ihre Beteiligung an EU-
Angelegenheiten im vergangenen Jahrzehnt bewertet. 

file://tradstudiopproj/PWF$/WF_DE/projects/FdR/1241/1241077EN/v1/de-DE/www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694782/IPOL_STU(2021)698534_EN.pdf
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Exekutive, insbesondere des Europäischen Rates, und der Rückgriff auf alternative Verfahren und 
nichtlegislative Beschlüsse beschleunigt. Während die nationalen Parlamente ihre Kontrollverfahren gerade 
angepasst hatten, um das ordentliche Gesetzgebungsverfahren mit den im Vertrag von Lissabon 
vorgesehenen neuen Instrumenten zu überwachen, verschafften die Krisen dem Intergouvernementalismus 
neuen Rückenwind. Zwar kam es zu keiner massiven Übertragung von Zuständigkeiten, aber durch die 
supranationale Überwachung der nationalen Haushalte und Wirtschaftspolitik wurden die Zwänge der 
nationalen Regierungen erheblich verschärft und die parlamentarische Kontrolle untergraben. Dies hat erneut 
Debatten über das Demokratiedefizit in der EU und neue Kontroversen ausgelöst und die Euroskepsis in vielen 
Mitgliedstaaten befördert.  

Ziel dieser Studie ist es, eine Bestandsaufnahme der Entwicklung der nationalen Parlamente bei der 
Behandlung von EU-Angelegenheiten in den letzten zehn Jahren vorzunehmen und die ihnen zur Verfügung 
stehenden Instrumente zu bewerten. Der Schwerpunkt liegt dabei auf den folgenden drei zentralen Themen 
mit entsprechenden Empfehlungen dazu:  

1. Beziehungen zwischen den nationalen Parlamenten und der Europäischen Kommission, 

2. interparlamentarische Zusammenarbeit auf EU-Ebene, 

3. Rolle der nationalen Parlamente bei der Überwachung der Tätigkeiten ihrer jeweiligen Regierung im 
Rat und im Europäischen Rat. 

 

Was die Beziehungen zur Europäischen Kommission angeht, wird in der Studie die Einführung einer „grünen 
Karte“ empfohlen, um den nationalen Parlamenten die Möglichkeit zu geben, positive Ideen vorzubringen und 
neue Rechtsvorschriften vorzuschlagen, anstatt nur die Kontrolle der Subsidiarität zu übernehmen. Ferner wird 
vorgeschlagen, die Achtwochenfrist für die Übermittlung von mit Gründen versehenen Stellungnahmen 
flexibler zu gestalten; diese Flexibilität wurde in den letzten Jahren informell eingeführt, so auch während der 
COVID-19-Pandemie, könnte jedoch formalisiert werden, um den nationalen Parlamenten mehr Spielraum zu 
geben. In der Studie wird auch vorgeschlagen, dass die nationalen Parlamente in einer späteren Phase des 
Entscheidungsprozesses über eine „späte Karte“ oder ein informelles Instrument intervenieren können. 

In Bezug auf die interparlamentarische Zusammenarbeit auf EU-Ebene wird in der Studie empfohlen, verstärkt 
einen auf Ausschüssen basierenden Ansatz zu verfolgen, um ein regeres Interesse der Mitglieder des 
Parlaments zu wecken. Dabei würde man sich konkreten Problemen oder besonders wichtigen Fragen 
zuwenden oder mit bestimmten Dokumente befassen, die überwacht und erörtert werden sollen. Auch 
könnten die wichtigsten Bereiche der Integration behandelt werden, da ein solches Format eine 
Differenzierung der interparlamentarischen Zusammenarbeit ermöglichen würde. In der Studie wird auch ein 
stärker politischer Ansatz für die interparlamentarische Zusammenarbeit vorgeschlagen, indem die politischen 
Parteien stärker in den Vordergrund gerückt und parlamentarische Minderheiten stärker einbezogen werden. 
Durch eine stärkere Beteiligung von Abgeordneten und Mitgliedern des Europäischen Parlaments (MdEP) nach 
politischer – und nicht nationaler – Zugehörigkeit würde ihre Zusammenarbeit eine stärker politische Färbung 
bekommen, und es könnte so mehr öffentliches Interesse geweckt sowie transnationale Bündnisse anstelle 
nationaler oder interinstitutioneller Kooperationsmuster auf den Weg gebracht werden. So könnten 
beispielsweise nationale Parlamentsabgeordnete und MdEP je nach politischer Zugehörigkeit gruppiert 
werden, denn die nationalen Delegationen sollten nicht länger als geschlossene Akteure betrachtet werden, 
sondern als Vertreter der Meinungsvielfalt in den einzelnen Parlamenten. Die Verfahren könnten diese Vielfalt 
widerspiegeln, und parlamentarischen Minderheiten könnten bestimmte Rechte zugestanden werden, wie 
etwa das Initiativrecht für eine grüne Karte oder eine offizielle Stellungnahme an die Kommission. 
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Was schließlich die Kontrolle des Rates und des Europäischen Rates anbelangt, so könnten einige 
Verbesserungen vorgenommen werden. Die nationalen Parlamente könnten vorab stärker in die Vorbereitung 
der Tagungen des Europäischen Rates und der Vorlage der Stabilitäts- und nationalen Reformprogramme 
einbezogen werden. Der bzw. die Vorsitzende des Ausschusses, der sich mit EU-Angelegenheiten befasst, 
könnte stärker in vorbereitende Sitzungen einbezogen werden bzw. den nationalen Delegationen während 
der Tagungen des Europäischen Rates angehören. Darüber hinaus könnten die strategischen Tagesordnungen 
des EP und der nationalen Parlamente besser aufeinander abgestimmt werden, um die Überwachung des 
Europäischen Semesters zu verbessern. Durch eine bessere Zusammenarbeit zwischen den nationalen 
Parlamenten und dem EP könnten transnationale Koalitionen im Bereich der makroökonomischen politischen 
Maßnahmen entstehen und die Trennlinien zwischen der nationalen und der europäischen Ebene allmählich 
verwischen.
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